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CORONA IN KÜRZE

1000 Patienten auf
Intensivstationen
Rund 1000 Corona-Patien-
ten werden nach Angaben
der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft (DKG) ak-
tuell auf Intensivstationen
behandelt. Insgesamt be-
treuten deutsche Kranken-
häuser derzeit bis zu 4000
Corona-Patienten, sagte
DKG-Präsident Gerald Gaß.
In den kommenden Tagen
erwarte er noch einmal eine
deutliche Steigerung der In-
fektionszahlen: „Ich gehe
davon aus, dass wir bis Ende
dieser Woche mit etwa
70 000 registrierten Infek-
tionen rechnen müssen“,
sagte Gaß. Das wären
700 000. Laut FAZ warnen
sieben medizinische Fach-
gesellschaften, dass die In-
tensivkapazitäten bald aus-
gelastet sein könnten.

Braun: Junge dürfen
als erste wieder raus
Die Bundesregierung will
die Kontaktbeschränkun-
gen nach den Worten von
Kanzleramtschef Helge
Braun später mal zunächst
für junge, gesunde Men-
schen lockern. Der CDU-Po-
litiker sagte der Social-Me-
dia-App Jodel: „Die nächste
Phase lautet natürlich: Jun-
ge Menschen, die nicht zu
den Risikogruppen gehö-
ren, dürfen wieder mehr
auf die Straße.“ In zwei Wo-
chen sehe man, wie sich die
Infektionskurve entwickle.

Flugverkehr: Zwei
Wochen Quarantäne?
Wegen der Corona-Krise
gibt es innerhalb der Bun-
desregierung einem Me-
dienbericht zufolge Bestre-
bungen für schärfere Aufla-
gen im Luftverkehr. Passa-
giere aus Nicht-EU-Staaten
sollten bei der Ankunft an
einem deutschen Flughafen
in eine 14-tägige Quarantä-
ne gehen, berichtet die Fun-
ke-Mediengruppe.

Spanien meldet mehr
Todesfälle als China
Trotz aller Maßnahmen hat
nun auch Spanien mehr To-
desfälle gemeldet als China.
Bis gestern stieg die Zahl der
Toten auf 3434, nach knapp
2700 am Vortag. Nach Ita-
lien (Anstieg um 683 auf
7503) ist Spanien das zweite
Land, das China in der Op-
ferzahl (3150) überholt hat.

Fehler in
Corona-Grafik
In unsereGrafik zurCorona-
krise auf der Blickpunkte-
Seitevongesternhatsichein
Fehler eingeschlichen. Die
farbliche Zuordnung zur
Wirkung möglicher Hand-
lungsstrategien war ver-
tauscht, was zu Fehlinter-
pretationen führen könnte.
Richtig ist, dass die Schlie-
ßung von Schulen und Uni-
versitäten (korrekt: grüne
Kurve) weniger wirkt als die
Isolierung Infizierter (oran-
ge).Die IsolierungInfizierter
mit Quarantäne der Haus-
haltsmitglieder ist noch
wirksamer und wird in der
GrafikdurchdiegelbeKurve
dargestellt. Wir bitten, den
Fehler zu entschuldigen. mm

Wenn in der Krise die Pflege wegbricht

die sich meist um den Haus-
halt, aber oft auch um die
pflegerische Betreuung küm-
mern. Und viele von ihnen
sind offenbar im Zuge der Co-
rona-Krise in ihreHeimat aus-
gereist. „Pflegebedürftige, die
bisher von osteuropäischen
Haushaltshilfen versorgt
wurden, fragen jetzt ver-
mehrt bei unseren Pflege-
diensten an“, bestätigt unse-
rer Zeitung Bernd Meurer,
der Präsident des Bundesver-
bandes privater Anbieter so-
zialer Dienste. Und weil 90
Prozent dieser pflegenden
Haushaltshilfen schwarz ar-
beiten und offiziell nicht als
Pendler gelten, können sie
derzeit auch nicht so einfach

Pflegeeinrichtungen, die an
die Grenzen ihrer Kapazitä-
ten stoßen. Vor allem aber
auch in den vielen Haushal-
ten, in denen Pflegebedürfti-
ge und Angehörige oft größ-
tenteils auf sich selbst gestellt
sind. Und die jüngsten Ver-
schärfungen an den Grenzen
zu Ländern wie Polen und
Tschechien drohen die Situa-
tion zu verschlimmern.
Der Verband für häusliche

Betreuung und Pflege rech-
net damit, „dass ab Ostern
100 000 bis 200 000 Men-
schen schrittweise nicht
mehr versorgt sind“. Denn
derzeit seien rund 300 000
osteuropäische Betreuungs-
kräfte in Deutschland tätig,

gedienst habe sie am Telefon
fast gebeten, die Mutter wei-
ter zu versorgen. „Die haben
gesagt, sie schaffen es selber
nicht mehr, könnten nur
noch das Nötigste leisten. Be-
sonders schlimm sei es für
die Bewohner ohne Angehö-
rige.“ Also steigt Petra N. wei-
ter ins Auto, trägt Mund-
schutz, hält Abstand. War-
mes Essen hat sie über einen
anderen Anbieter organisiert.
Petra N. sieht keine Alternati-
ve, denn ihre Mutter versteht
nicht, was gerade passiert.
Es ist ein Beispiel von vie-

len, in denen das deutsche
Pflegesystem gerade seine
Schwachstellen aufgezeigt
bekommt. Zum einen in den

In der Corona-Krise stehen
Pflegeheime und ambu-
lante Dienste zunehmend
unter Personal-Druck.
Dazu kommt, dass im gan-
zen Land osteuropäische
Haushaltshilfen ihreKoffer
gepackthaben.DasSystem
gerät ins Wanken.

VON SEBASTIAN HORSCH
UND WOLFGANG HAUSKRECHT

München – Anna N., 77, lebt
im Betreuten Wohnen in ei-
ner Einrichtung im Landkreis
Dachau. Sie leidet unter fort-
schreitender Demenz, kann
nicht mehr alleine einkau-
fen, selber duschen oder ko-
chen. Nur mit viel Hilfe
schafft sie es noch in ihrer
kleinen Wohnung. Tochter
Petra (alle Namen geändert),
52, hat deshalbwarmes Essen
geordert, lässt ihre Mutter
mehrmals dieWoche von der
Tagespflege abholen, kommt
selbst jedes Wochenende aus
München, um einzukaufen,
zu putzen, ihrer Mutter die
Haare zu waschen. Das Coro-
navirus hat die Versorgung
nun ins Wanken gebracht.
Seit Donnerstag bietet die

Einrichtung keinwarmesMit-
tagessen mehr an – Petra N.
erfuhr davon nur per Zufall.
Auch das gesamte Rahmen-
programm ist abgesagt. Zu ge-
fährlich. Die Tagespflege hat
ebenfalls zugemacht. Die 77-
Jährige sitzt also Tag für Tag
alleine in ihrerWohnung. Im-
merhin schickt der Pflege-
dienst im Haus noch jeman-
den zur morgendlichen Hy-
giene vorbei.
Tochter Petra steckt in ei-

nem Dilemma. Eigentlich
dürfte auch sie nicht mehr
kommen, um keinen der
über 100 anderen Bewohner
zu gefährden. Aber der Pfle-

der pflegerischen Versorgung
in Deutschland, dass sich vor
allem die Bevölkerung selbst
um ihre Pflegebedürftigen
kümmert. Mehr als 70 Pro-
zent werden zuhause ver-
sorgt. Undmöglich sei das oft
nur mit der Unterstützung
von Hilfen aus Osteuropa
oder ambulanten Pflege-
diensten. „Das zu hinterfra-
gen, war lange Zeit ein Tabu –
aber genau deshalb bekom-
men wir jetzt ein strukturel-
les Problem“, sagt Bührlen.
Und zwar nicht nur, wenn

Pfleger ausfallen, sondern
selbst, wenn sie nicht ausfal-
len: „Gerade Ältere haben
jetzt Angst, dass die ambulan-
ten Pflegekräfte, die jeden
Tag vielen Menschen nahe
kommen, das Virus über-
haupt erst ins Haus bringen
könnten.“ Das Dilemma für
so viele: „Gleichzeitig kön-
nen sie auf die professionelle
Hilfe nicht verzichten“, sagt
Bührlen.
Dazu kommt noch ein an-

deres Problem: Was, wenn
überhaupt niemand von der
Not mancher Senioren er-
fährt? „Es ist an keiner Stelle
registriert, in welchen Haus-
halten hilfsbedürftige ältere
Menschen leben“, sagt Bühr-
len. Was passiert also mit ih-
nen, wenn die osteuropäi-
sche Haushaltshilfe aus Sorge
um die eigene Familie die
Koffer packt? Das bayerische
Gesundheitsministerium be-
tont ebenfalls, dass es auf-
grund fehlender Daten keine
Möglichkeit gebe, auf die Be-
troffenen zuzugehen, und
empfiehlt ihnen, sich an die
Beratung ihrer Pflegekasse
oder eine Fachstelle für Pfle-
gende Angehörige zu wen-
den. Bührlen sagt hingegen:
„Die Kommunen müssen die-
se Haushalte erfassen, auch
die Kirchenmüssen hier tätig
werden.“

nach Deutschland zurück-
kehren – wenn sie das über-
haupt wollen. Die Lage droht
sich zuzuspitzen. Der Vorsit-
zende des Gesundheitsaus-
schusses im Bundestag, Er-
win Rüddel (CDU), fordert be-
reits Lohnfortzahlungen für
Arbeitnehmer, die sich um
Angehörige kümmern müs-
sen, deren Pflegekraft das
Land verlassen hat.
„Auch ich bin in gewisser

Weise ratlos“, sagt Brigitte
Bührlen, die in München die
Stiftung pflegender Angehö-
riger WIR! gegründet hat.
„Die Struktur unseres Pflege-
systems gibt auf diese Situati-
on keine Antworten.“ Es sei
nun einmal die Grundlage

Plötzlich allein: Nicht nur in Pflegeheimen ist das Personal knapp, auch in der häuslichen Pflege wird es eng.FOTO: ULLSTEIN

Dass er landesweit noch rund
24 Prozent beträgt, liegt vor
allem an den hohen Tiroler
Werten. Aber gegenüber den
35 bis 40 vor wenigen Wo-
chen ist auch das ein Fort-
schritt.
In Deutschland wird man

am Freitag sehr gespannt
nach Wien schauen. Die Zah-
len werden auch dem Nach-
barn einen Aufschluss geben,
ob es sich auszahlt, das sozia-
le Leben auf nahe Null zu re-
duzieren. Und einige Politi-
ker könnten sich beim Blick
in den Süden auch abschau-
en, wie man unschöneWahr-
heiten denMenschen ambes-
ten vermittelt. Die Klarheit
des Kanzlers ist durchaus stil-
bildend. Kurz ahnt: Auch
nach Ostern, wenn die ersten
Fesseln gelockert werden,
wird „das Leben dem heuti-
gen mehr ähneln als dem
normalen“. MARC BEYER

konkreten Fortschritten be-
merkbarmacht. DiesemOpti-
mismus versucht Kurz, mit
freundlicher Entschiedenheit
zu widersprechen: „Bitte ha-
ben Sie nicht die Hoffnung,
dass wir am Freitag schon all
unsere Ziele erreicht haben.“
Er könne vielmehr „garantie-
ren, dass die Zahlen nicht so
gut sind, dass wir die Maß-
nahmen zurücknehmen“.
Sie dürften aber, und das

ist eine tröstliche Nachricht,
Regierung und Bürger zumin-
dest darin bestätigen, dass
die Entbehrungen der jüngs-
ten Zeit Sinn gemacht haben
und erste Früchte tragen. In
einzelnen Bundesländern,
berichtet Gesundheitsminis-
ter Rudi Anschober, sei ihr
täglicher Anstieg nur noch
im einstelligen Prozentbe-
reich. In einigen anderen sei
er ebenfalls moderat und lie-
ge zwischen zwölf und 13.

auswirken, die aktuell bei
5560 Infizierten und 32 To-
desopfern liegen.
Dennoch hat sich der Kanz-

ler ein Ziel gesetzt, das an-
spruchsvoll ist, aber, wie er
glaubt, nicht unrealistisch. In
absehbarer Zeit sollen die
strengen öffentlichen Maß-
nahmen so weit greifen, dass
die Zahlen sich nur noch alle
14 Tage verdoppeln. Neupa-
tienten und frisch Genesene
würden sich in diesem Mo-
dell ungefähr die Waage hal-
ten, die Belastung für das Ge-
sundheitssystem bliebe er-
träglich. Noch ist Österreich
längst nicht am Limit. Es sind
so viele Beatmungsplätze
frei, dass man dem schwer
leidenden Nachbarn Italien
Patienten abnehmen kann.
Am Freitag will die Wiener

Regierung bekannt geben,
was die bisherigen Einschnit-
te ins soziale Leben – die

München – Mathematik, hat
Sebastian Kurz am Dienstag
sinngemäß gesagt, ist mehr
als bloß das Addieren von
zwei Zahlen. Konkret warnt
der österreichische Bundes-
kanzler davor, den täglichen
Anstieg der Corona-Infizier-
ten in seinem Land falsch zu
lesen. Es geht nicht um punk-
tuelle Werte, sprich: den An-
stieg an einem konkreten
Tag. Es geht um das Verhält-
nis zwischen getesteten und
infizierten Personen, aber
auch um den Verlauf einer
Kurve über Wochen.
Am Anfang der Krise wur-

den so wenige Österreicher
getestet, dass es kaum positi-
ve Befunde gab. Das ist jetzt
anders. Vergangenen Sonn-
tag waren 600 von 2000 Er-
gebnissen positiv, und die
Zahl der Tests soll weiter
deutlich erhöht werden. Das
wird sich auf die Fallzahlen

Österreichs Fesseln werden nur leicht gelockert
Bundeskanzler Kurz stimmt das Land darauf ein, dass die Einschränkungen auch nach Ostern anhalten

Klare Worte, nett formuliert: Sebastian Kurz. FOTO: REUTERS

den Tests über den Einsatz
personenbezogener Daten
bis zum Tragen von Schutz-
masken imAlltag. Vieles, was
bisher undenkbar erschien,
ist inzwischen eine Option.
Die Erwartung im Land

nach nunmehr zehn Tagen
ist, dass der Verzicht sich in

Schließung von Schulen, Uni-
versitäten, Gastronomie, Ge-
schäften und Grenzen sowie
Ausgangsbeschränkungen –
gebracht haben. Und wie es
weitergehen wird. Seit zehn
Tagen entwirft eine Task For-
ce dafür Szenarien. Die Ideen
reichen von flächendecken-

„Bei Corona-Forschung ist Europa vorbildlich“
Pandemie-Krise: EU-Abgeordnete plädieren für gemeinsame Lösungen statt Renationalisierungen

speziellen Datenbanken spei-
chern und austauschen. Ein
einzelnes Land könne das
nicht leisten, meint Niebler.
Angesichts der „Krise bibli-

schen Ausmaßes“ zählten
aber nicht nur harte Fakten
und Geld. „Zeichen der Soli-
darität“ wie etwa die Aufnah-
me Schwerstkranker aus ei-
nem überlasteten Nachbar-
land seien jetzt ebenso wich-
tig, um das Bewusstsein der
Gemeinsamkeit in der EU zu
stärken. Und wie geht es
nach der Krise weiter? Für
Niebler ist klar: „Dann müs-
sen alle Strukturen auf den
Prüfstand.“ ALEXANDER WEBER

schaft, die flexiblere Handha-
bung von Flughafen-Bestim-
mungenoder die erfolgreiche
gemeinsameBeschaffungvon
Schutzkleidung.
Vor allem sei Europa aber

in der Forschung vorbildlich:
„Da ist die EU einmalig unter-
wegs“, lobt Niebler. Bereits
im Januar, also sehr früh, ha-
be Gesundheitskommissarin
Stella Kyriakides europaweit
Forscherteams ins Leben ge-
rufen, um rasche Lösungen
bei Impfstoffen, Medikamen-
ten und Tests für Corona zu
ermöglichen. Mittlerweile
seien dies 138 Teams, die ihre
Forschungsergebnisse auf

Dem verbreiteten Ein-
druck, die EUbleibe inderCo-
ronakrise imVergleichzuden
Mitgliedsstaaten untätig, wi-
dersprechen beide Unionspo-
litiker vehement. Sie verwei-
sen bei einer gemeinsamen
Telefon-Pressekonferenz auf
ein ganzes Paket beschlosse-
nerEU-Maßnahmen:Etwadie
38 Milliarden Euro schwere
Corona-Investitionsinitiative,
dieBereitstellungvon800Mil-
lionen Euro aus dem EU-Soli-
daritätsfonds (der normaler-
weise für Naturkatastrophen
gedacht ist), die Lockerung
von Beihilfe-Vorschriften zur
Unterstützung der Wirt-

gut funktionierende europäi-
sche Wirtschaftskreisläufe
wieder zu renationalisieren,
zeigte andererseits aber auch
Verständnis für die schwieri-
ge Güterabwägung zwischen
„Minimierung von gesund-
heitlichen Risiken und den
Interessen der landwirt-
schaftlichen Betriebe, die auf
Saisonarbeiter angewiesen
sind“. Sie respektiere die Ber-
liner Entscheidung, sagt sie
unserer Zeitung, fordere aber
deren zeitliche Begrenzung
„so kurz wie möglich“, im In-
teresse der Landwirtschaft
und der Lebensmittelversor-
gung in Deutschland.

Nur kurz vor der Bekannt-
gabe der Entscheidung in Ber-
lin hatten die Vorsitzenden
der CDU/CSU-Abgeordenten
im Europäischen Parlament,
Daniel Caspary (CDU) und die
Oberbayerin Angelika Nieb-
ler (CSU), noch dafür gewor-
ben, europäische Antworten
auf die Corona-Krise zu su-
chen statt nationaler Allein-
gänge. Caspary warb etwa da-
für, Schutzmaßnahmen
nicht entlang nationaler
Grenzen zu ergreifen, son-
dern Hochrisikogebiete zu
definieren und diese dann
unter Quarantäne zu stellen.
Niebler warnte zwar davor,

München – Exakt heute vor 25
Jahren trat das Schengen-Ab-
kommenfüreingrenzenloses
Europa inKraft. Dochnun, im
Jahr 2020, gehen inZeitendes
Corona-Virus an vielen Län-
dergrenzen in Europa die
Schlagbäume wieder runter.
Sogar Deutschland macht zu-
nehmenddicht.Währendbis-
her der freie Verkehr vonWa-
ren und Arbeitnehmern über
die Grenzen hinweg ermög-
licht wurde, verschärft die
BundesregierungdieEinreise-
bestimmungen: Für Saisonar-
beitskräfte und Erntehelfer
giltnuneinEinreiseverbot (sie-
he Wirtschaft).

Das Datum

26. März 2000: Wladimir
Putin wird zum neuen Prä-
sidenten Russlands ge-
wählt.
26. März 1995: Das Schen-
gener Abkommen über
den ausweisfreien Reise-
verkehr tritt für Deutsch-
land, Frankreich, Spanien,
Portugal und die Benelux-
Staaten in Kraft.


